
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich freue mich sehr, heute hier bei Ihnen sein zu können, um mit Ihnen meine Einschätzung zu den Themen zu teilen, die meine aktuelle Arbeit in Brüssel und Straßburg bestimmen.
Einleitung
Wie einige von Ihnen wissen, bin ich Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft und Währung des Europäischen Parlaments. Im diesem ECON-Ausschuss laufen, wie der Name schon sagt, viele Themen zusammen, die wir neuerdings alle täglich in den Nachrichten verfolgen können. Allen voraus die sog. „Eurokrise“, die in Wahrheit keine Krise unserer Währung ist, sondern eine Staatsschuldenkrise einzelner Euroländer. 

Im ECON-Ausschuss arbeiten 48 Parlamentarier und ich bin dort als Vize-Sprecher für die EVP-Fraktion tätig, die bei weitem größte Fraktion im Europäischen Parlament. Dort im ECON-Ausschuss laufen die Informationen über den aktuellen Stand der Staatsschuldenkrise, die Vorhaben für ihre Behebung und die Visionen für ein künftiges Europa wie unter einem Brennglas zusammen.

In der Bevölkerung ist die allgemeine Meinung über die EU in der gegenwärtigen Lage oft negativ. Wir befinden uns in der Tat an einem Scheideweg, und der Ruf nach mehr Europa findet zahlreiche Gegenstimmen von Menschen, die jetzt an dem zweifeln, was wir erreicht haben. 

Der amerikanische Wirtschaftsnobelpreisträger Paul Krugmann hat die europäische Schuldenkrise in einem Artikel für die New York Times mit dem Lied "Ein Loch im Eimer verglichen". Mich hat zuerst überrascht, dass es dieses Lied auch in Amerika gibt ("a hole in the bucket"). Aber auch das Bild ist einprägsam. Ein Bauer beschwert sich, dass er wegen eines Loches in seinem Eimer kein Wasser holen kann. Daraufhin rät ihm seine Frau, das Loch zu stopfen. Aber jede Massnahme zum Stopfen erfordert wiederum erstmal eine weitere Reparatur an einem anderen Gegenstand, und am Ende sieht er, dass er in einem Teufelskreis ist, weil er schliesslich wieder den Eimer zum Wasserholen benötigt. Aber der hat ja nun mal ein Loch.
So ähnlich kommen vielen von uns die Reformschritte vor, die wir auf europäischer Ebene unternommen haben, um den Euro zu stabilisieren. Die grundlegenden Probleme würden nicht angepackt, stattdessen findet Flickschusterei statt.
Ich werde Ihnen zeigen, dass wir in einen solchen Teufelskreis nicht hineinkommen, wenn wir die Massnahmen auch umsetzen und ggf. erzwingen. 
Rückblick allg., Einführung des Euro

Ich denke, dass in solchen Momenten der Blick zurück das Auge auch für Problemlösungen der Gegenwart schärft. 

Vor 60 Jahren kam eine kleine Gruppe von Visionären um den Unternehmer Jean Monnet auf die Idee, den Traum einer Friedenszone in Europa Wirklichkeit werden zu lassen. Sie bauten Stück für Stück die Europäische Union auf, die bis heute geprägt ist von wirtschaftlicher Freiheit und Rechtsstaatlichkeit, von Toleranz und Solidarität. Davon profitieren heute über 500 Millionen EU-Bürger, die in der EU arbeiten, studieren, von dort Produkte und Dienstleistungen beziehen und die Ländergrenzen, die vor wenigen Jahrzehnten den Kontinent trennten, häufig gar nicht mehr wahrnehmen. 
Wir sollten nie vergessen, dass die Rechte und Vorzüge, die wir in Europa heute wie selbstverständlich genießen, nur in jahrelanger Arbeit und unter grossen Opfern erreicht werden konnten. Dabei war der Weg Europas nie geradlinig, von Anfang an musste der Erfolgsmotor der Europäischen Integration herbe Rückschläge wegstecken.
Auch mit Blick auf die Staatsschuldenkrise nehmen wir Errungenschaften der Europäischen Einigung als selbstverständlich hin. Ich meine dabei vor allem die gemeinsame Währung und den freien Kapitalverkehr. 
Die Umstellung zum Euro war 1999 mit dem Versprechen niedriger Inflationsraten und einer hohen Kaufkraft verbunden. Meine Damen und Herren: Dieses Versprechen hat der Euro bislang unstreitig erfüllt. Mit einer durchschnittlichen Inflationsrate von etwas über 2 % hat der Euro-Raum in den letzten 10 Jahren eine Phase dauerhaft niedriger Inflation erlebt. Der Euro hat sich damit seit seiner Einführung als stabile Währung erwiesen. Eine Währung, die übrigens der D-Mark in dieser Hinsicht in keiner Weise nachsteht. 
Obwohl wir auf eine stabile Währung bauen können, plagen ganz besonders die Deutschen immense Inflationsängste und die Angst vor einer Transferunion. In der Tat: In der Staatsschuldenkrise wird der Druck auf die Bundesregierung immer grösser, alles was Deutschland hat in den Rettungstopf zu werfen, um das Euroland zu stabilisieren. So wurde auf dem G 20 Gipfel in Cannes der Ruf nach einer Verpfändung eines Teils der Goldreserven der Bundesbank laut. Auch aus den deutschen Reihen gab es Befürworter eines solchen Vorhabens. Nachdem Europas Regierungschefs die EZB zu ihrem Büttel gemacht haben, sollte nun auch der Widerstand der Bundesbank gebrochen werden. Eine solche Staatsfinanzierung über die Zentralbank führt aber unweigerlich zu mehr Inflation. Deshalb war dieser Vorstoss nicht nur falsch, sondern auch politisch gefährlich. Vor dem Hintergrund der deutschen Angst vor Inflation hätte dies der Tropfen sein können, der das Fass aus der Sicht vieler Bürgerinnen und Bürger zum Überlaufen bringt. Vor allem dem beherzten Widerstand des neuen Bundesbankchefs  Weidmann ist es zu verdanken, dass die Bundesregierung diesem Plan eine Abfuhr erteilt hat. Die gute Nachricht ist, dass Weidmann dieses verhindern konnte, die schlechte, dass die politische Lage in Griechenland unsicher bleibt.
Die Verschuldungskrise hat dem Sicherheitsbedürfnis der deutschen Bevölkerung neuen Auftrieb gegeben. Aus diesem Grund sind Realwerte wie Gold oder Immobilien als Krisen -oder Inflationsschutz sehr gefragt. Viele Experten rechnen damit, dass der Goldpreis in den kommenden drei Monaten sein derzeitiges Rekordniveau halten kann. Als Immobilieneigentümer sehen sie selbst die positiven Effekte auf den Immobilienmärkten, die zusätzlich auch durch die historisch niedrigen Hypothekarzinsen befeuert werden, die auch wieder mit der Staatsschuldenkrise zusammenhängen. Bundeskanzlerin Merkel hat uns gerade darauf eingestimmt, dass die "Euromisere" uns mindestens noch eine Dekade umhertreiben wird. Viele Opfer werden wohl unvermeidbar sein, doch es gibt in jeder Nation einen Kern an Werten, zu denen das Volk steht. So treibt uns Deutschen mehr als andere die Angst vor Inflation um, die diversen Reserven der Bundesbank wie Gold oder Devisen sind deshalb von höchster psychologischer Bedeutung.     
Nichtsdestotrotz rufe ich uns alle zu mehr Optimismus auf! Der Euro ist eine wesentliche Grundlage unseres Wohlstandes, um den es sich zu kämpfen lohnt! Gerade das exportorientierte Deutschland hat mit dem Euro mehr Stabilität in den Exportmärkten gewonnen. Davon haben wir in Deutschland mehr als alle anderen profitiert. Erinnern wir uns: In Deutschland hängt jeder fünfte Arbeitsplatz an der Exportwirtschaft. Ein stattlicher Anteil von rund 43 % all unserer Exporte geht direkt in den Euroraum. Dort profitiert die Exportwirtschaft erheblich vom Wegfall jeglicher Wechselkursunsicherheiten. Dasselbe gilt aber auch für jede Bürgerin und Bürger: Das hat ein Tester des europäischen Verbraucherschutzverbandes BEUC unter Beweis gestellt. Er reiste 2001 mit 50 000 belgischen Franc in der Tasche durch alle 12 Länder der ab 2002 gebildeten Eurozone. An jeder Grenze tauschte er das Geld um, ohne sonst etwas davon auszugeben. Resultat: Am Ende hatte er nur noch 25 241 Franc übrig- der Rest ging für Gebühren und Kursverluste drauf!   
Deutschland hat daher ein ureigenes Interesse am Erhalt der Währungsunion. Vor diesem Hintergrund bin ich besonders erfreut darüber, dass der Europäische Rat am 26. Oktober nicht nur ein einstimmiges Bekenntnis zur Währungsunion abgegeben hat, sondern auch unmissverständlich gezeigt hat, dass wir alle - einschließlich der Privatwirtschaft - gewillt sind, die Währungsunion auch unter großen Anstrengungen zu verteidigen. 

Mit der Regierungsumbildung in Athen und einem Bekenntnis der neuen Regierung zu den Ergebnissen dieses Gipfels, ist ein Auseinanderbrechen der Eurozone vorerst abgewendet, ein Szenario, das mit dem Gedankenspiel eines "Rauswurfs Griechenlands aus der Eurozone“ von einigen viel zu leichtfertig und ohne die geringste rechtliche Anknüpfung in die öffentliche Debatte eingebracht worden war. Zwar ist es richtig und wichtig, dass wir für einen solchen (von Griechenland verantworteten Austritt) gewappnet sind. Auch war es politisch klug, dass die Bundeskanzlerin den Griechen in Cannes klare Kante gezeigt hat. Ich bin aber nach wie vor der Meinung, dass ein Auseinanderbrechen der Eurozone einen Vertrauensverlust der Märkte und damit letztlich nicht kalkulierbare Auswirkungen zur Folge haben würde, bei denen nur eines feststeht: Deutschland würde mit am stärksten bluten.
Rückblick: Finanzkrise 2007

Viele Medien prophezeien immer wieder ein Ende Europas. Sie scheinen ein sehr kurzes Gedächtnis zu haben: Lassen Sie uns einmal zurückgehen in das Jahr 2007, als die Finanzkrise in den USA seinen Anfang nahm und mit dem Zusammenbruch von Lehman Brothers im September 2008 einen ersten Höhepunkt erreichte. Diese Finanzkrise war brandgefährlich, denn sie erfasste die Realwirtschaft. Die meisten Wirtschaftsexperten waren überrascht! Und sogar der sonst so wortgewaltige und nie um eine Erklärung verlegene Finanzminister Steinbrück musste damals kleinlaut einräumen, man habe schlicht in den Abgrund geschaut.

Der Anstieg des Goldpreises an den Märkten symbolisierte die krisenhafte Zuspitzung. Auch in Deutschland kamen die Münzanstalten nicht mehr mit der Nachfrage nach Goldbarren und Goldmünzen nach. Besorgte Bürger mussten auf eine persönliche "Absicherung" gegen das Papiergeld bis zu einem Monat warten.

Politiker aus der ganzen Welt schlossen sich schnell zusammen. Der G20 Gipfel 2008 in Washington war der Anfang einer globalen Kooperation. 

Meine Damen und Herren: Die Finanzkrise 2007-2008 hat uns deutlich gemacht, dass wir alle in einem Boot sitzen. Entweder gehen wir gemeinsam unter oder wir ziehen den Karren mit vereinten Kräften aus dem Dreck. Damals ist es uns gelungen - und es entstand sogar ein Aufschwung in Deutschland, ein „German Wunder“ auf dem Arbeitsmarkt, um das uns unsere Partner beneiden. 

Das gilt auch für Niedersachsen. Im Jahr 2010 ist das Bruttoinlandsprodukt in unserem Bundesland um 3,4% gewachsen und die Auftragseingänge in den niedersächsischen Industriebetrieben lagen im April um 34% über dem Stand des Vorjahres. Das ist das stärkste Wirtschaftswachstum seit der Wiedervereinigung. 11% der niedersächsischen Unternehmen erwarten bessere Geschäfte und 42% sehen eine weitere Stabilisierung der Geschäftslage. Die niedersächsische Wirtschaft will wieder einstellen und die Investitionsplanungen der Unternehmen in der Industrie nehmen zu. Diese positive Entwicklung hat nicht zuletzt auch die Bauwirtschaft erfasst, die in den Monaten Januar- bis September 2011 einen Zuwachs an Aufträgen um insgesamt 7,6%, im Wohnungsbau sogar um 31,5% gegenüber dem entsprechenden Zeitraum in 2010 verzeichnen konnte.   
Diese positive Stimmung macht sich in Niedersachsen auch in den Arbeitslosenzahlen bemerkbar. Die Zahl der Arbeitslosen ist mit 276.340 im September 2011 eine der niedrigsten seit 19 Jahren. Mit einer Arbeitslosenquote von 6,7% liegt Niedersachsen im Vergleich der Bundesländer auf Platz 6 und damit deutlich besser als der Bundesdurchschnitt.

Als besonders beispielhaftes Unternehmen in unserem Bundesland nenne ich an dieser Stelle den Automobilkonzern Volkswagen. VW hat im vergangenen Jahr in vielfacher Hinsicht ein Rekordergebnis erzielt. Mit 7,2 Millionen ausgelieferten Fahrzeugen, einem Umsatz von 126,9 Mrd. Euro und einer Nettoliquidität von 18,6 Mrd. Euro war 2010 das erfolgreichste Jahr in der Geschichte des Automobilkonzerns. Die Modelle des strategisch hervorragend aufgestellten Mehrmarkenkonzerns überzeugen die Kunden weltweit.

Sie sehen: Wir haben es schon einmal geschafft, gestärkt aus einer für unüberwindbar gehaltenen Krise hervorzugehen. Wir haben dieses Ergebnis in Deutschland durch Zusammenhalt und Bereitschaft zu Opfern erreicht. 

Einführung: Aktuelle Staatsschuldenkrise

Was lehrt uns das aber für die aktuelle Staatsschuldenkrise? 

Gegenwärtig wirken die seit Mai 2011 angeschobenen Rettungsprogramme in Irland und Portugal. Nicht aber in Griechenland: Die aktuelle Lage ist eindeutig: Griechenland steht ohne weitere Unterstützung vor dem finanziellen Zusammenbruch. Schon deshalb ist die Ausschüttung weiterer Mittel wirtschaftlich sinnvoll. 
Gleichzeitig dürfen wir aber nicht vergessen, welche Anstrengungen dieses Land unternimmt: Nach einer Defizitreduktion um 4,5% im Jahr 2010 sollen nun weitere 28 Milliarden Euro eingespart werden- und dies bei einer jährlichen Wirtschaftsleistung von lediglich 235 Milliarden Euro. Nur am Rande: In deutschen Dimensionen sprächen wir in einem solchen Fall von Einsparungen von mehr als 300 Milliarden Euro!   

Die Proteste auf dem Syntagmaplatz in Athen sind zuletzt immer heftiger geworden; kein Wunder bei einer Arbeitslosenquote von momentan 28%. Zuletzt hatten sich die Proteste sogar gegen Staatspräsident Karolos Papoulias gerichtet. Das war es wohl, was Ministerpräsident Papandreou dazu bewogen hat, nicht weiter mit dünner Mehrheit im Parlament gegen die vermeintliche Stimmung im Volk zu regieren. Gleichwohl war die Lage widersprüchlich: Das Parlament hat Papandreou das Vertrauen ausgesprochen und niemand weiss wozu. Denn zuvor hatte er seinen Rücktritt in Aussicht gestellt- Politik auf Griechisch!

Das Bekenntnis der neuen griechischen Regierung und des griechischen Parlamentes, die Reformen auch unter schwersten politischen Rahmenbedingungen mitzutragen, ist die Grundlage für den neuen Griechenland-Schutzschirm. Die Bundeskanzlerin hat völlig recht: Wir haben das unsere getan, jetzt liegt der Ball im Feld der Griechen.

Die Chancen dafür, dass die Griechen den Ball aufnehmen sind meiner Meinung nach gut: Die jetzt gebildete Übergangsregierung vereint die beiden grossen Parteien des Landes - die Konservativen und die Sozialisten. Ihre Hauptaufgabe wird die Umsetzung der Ergebnisse des Gipfels in Brüssel vom 26. Oktober sein. Die Übergangsregierung soll die schmerzhaften Sparmassnahmen und Strukturreformen durchsetzen, die Bedingungen für die weitere Hilfe für Griechenland. Nur dann fliessen weitere Notkredite, nur dann wird die Hälfte der griechischen Staatsschulden erlassen. 
Neuwahlen in Griechenland sind für den 19. Februar angesetzt. Bis dahin wird der ehemalige Vizepräsident der EZB, Lucas Papademos, Chef der Übergangsregierung sein. Mir gefällt diese Wahl: Lucas Papademos war von 2002 bis 2010 Vizepräsident der Europäischen Zentralbank. Auch als Berater von Papandreou war er letztlich häufiger in Brüssel als in Athen. Jetzt liegt es an Papademos, die Griechen durch die Klippen der Krise zu schiffen. Das Ende bleibt offen, der nächste Akt wird folgen...!
Ein wichtiges Signal ging vom Europäischen Rat am 26. Oktober 2011 aus. Der dort mit den Privatgläubigern vereinbarte Schuldenschnitt um 50 % wird Griechenland eine Zukunftsperspektive geben. Übrigens haben wir es dem persönlichen Engagement von Frau Merkel zu verdanken, dass es 50% und nicht 40% geworden sind. Das International Institut of Finance, der Weltverband der Banken, war bis fast zuletzt nur zu einem Forderungsverzicht von 40 % bereit, erst die persönlichen Intervention von Merkel und Sarkozy in der Nacht vom 26. auf den 27. 10. hat bei den Bankern ein Umdenken herbeigeführt.

Die aktuelle Situation der Griechenland-Hilfe kann man wie folgt beschreiben: Griechenland muss jetzt mit den privaten Investoren einen freiwilligen Umtausch von Anleihen mit einem nominellen Abschlag von 50 % des Nennwertes ausarbeiten und möglichst bis Anfang 2012 umsetzen. Im Gegenzug werden vom öffentlichen Sektor über den EFSF, dem Europäischen Finanzstabilisierungsschirm,  30 Mrd. EUR zur Sicherung der neuen Anleihen bereitgestellt. Sofern die Beteiligung des privaten Sektors gelingt, soll Griechenland bis 2014 weitere Hilfen in Höhe von 100 Mrd. EUR für den öffentlichen Sektor erhalten (einschließlich der Rekapitalisierung der griechischen Banken).

Um die Überwachung der Durchführung des zweiten Hilfsprogramms für Griechenland zu verstärken, wird die Kommission eine „Überwachungskapazität vor Ort“ einrichten, die dort mit der sog. Troika und der griechischen Regierung eng zusammen arbeitet.
Wie Sie alle wissen, Deutschland trägt mehr als nur Eulen nach Athen. Die ausgesprochenen und unausgesprochenen Verpflichtungen aus den Rettungspaketen bedrohen auch Deutschlands Staatsfinanzen. Bereits jetzt liegt die Schuldenquote bei über 80% der Wirtschaftsleistung; wir wirtschaften auch hier  auf Kosten künftiger Generationen. Zugleich ist unser Grundgesetz auf das Äußerste strapaziert worden; zwar hat das Bundesverfassungsgericht den ersten Griechenland-Rettungsschirm noch einmal durchgewunken; aber die Frage, wie die Griechenlandrettung mit dem sog. No-Bail-Out-Verbot des Artikel 125 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union verträgt, in dem steht „Ein Mitgliedstaat haftet nicht für die Verbindlichkeiten eines anderen Mitgliedstaats und tritt nicht für derartige Verbindlichkeiten ein“ - diese Frage hat noch kein Gericht abschliessend geklärt.

Der Bundestag hat unterdessen der Erweiterung des Rettungsschirms und nun auch deren „Hebelung“ mit Fremdkapital zugestimmt, doch ich kann die Bedenken einiger meiner Kollegen und Kolleginnen in Berlin auch gut verstehen.

Auch im Rest der Eurozone sind die Spuren der Staatsschuldenkrise deutlich zu sehen: In Irland und Portugal dam es nach den Wahlen zum Machtwechsel und selbst Silvio Berlusconi hat nicht durchgehalten. Die slowakische Regierung ist am Ende und -ein positiver Lichtblick: Belgien bekommt unter dem Druck der Dexia Fast Pleite in den kommenden Wochen eine Einheitsregierung, der ersten Regierung seit 2010! So hat die Krise auch einige positive Nebenaspekte.

Europäischer Rat 26. Oktober 2011

Unabhängig davon, wie die Griechen entscheiden, 
hat der Rat am 26. Oktober auch andere weit- reichende Entschlüsse gefasst.

Dort haben die Staats- und Regierungschefs endlich die Geschlossenheit gezeigt, die es braucht um an den Märkten Vertrauen zu gewinnen und Europa aus der Krise zu führen. 

Zu den auf dem Europäischen Rat erzielten Reformen gehören neben dem bereits erwähnten Schuldenschnitt für Griechenland auch die Einigung mit den europäischen Banken, sich bis Juni 2012 in einem Umfang von 105 Mrd. EUR zu rekapitalisieren.
Auch das ist eine Forderung, die das Europäische Parlament schon seit langem aufgestellt hat. Die wichtigsten Banken in der EU sollen bis Mitte 2012 eine Eigenkapitalquote von 9 % erreichen. Bewältigen die Banken die Kapitalerhöhung nicht auf privatwirtschaftlichem Wege, dürfen nationale Regierungen oder der Europäische Stabilitätsmechanismus EFSF Kapitalspritzen geben. Die Pläne der Banken zur Steigerung ihrer Kapitalausstattung sollen mit den einzelstaatlichen Aufsichtsbehörden vereinbart und durch die Europäische Bankenaufsicht EBA koordiniert werden. Schaffen die Banken die Aufstockung nicht, gelten Einschränkungen hinsichtlich der Ausschüttung von Dividenden und der Gewährung von Boni für die Banker solange, bis die Eigenkapitalquote erreicht ist. 
Auch die wirtschaftspolitische Steuerung, für die das Europäische Parlament bereits den Weg geebnet hat, wurde erheblich aufgewertet. 

Insbesondere wurde das spannungsreiche Verhältnis zwischen Euro-Gruppe und Europäischem Rat geklärt. Dass es dabei zu einem Europa der zwei Geschwindigkeiten kommen kann, wie Großbritanniens Premier David Cameron befürchtet, ist in der Tat unvermeidbar und schafft ggf. zusätzlich Anreize für Mitgliedsstaaten, der Eurogruppe beizutreten. Denn die weitergehende Integration der Wirtschafts- und Haushaltspolitiken hilft die bestehenden wirtschaftlichen Verwerfungen zwischen den Mitgliedsstaaten zu beseitigen. Dass Deutschland dabei auch mal nachgeben muss, ist wohl unvermeidbar.
Künftige wirtschaftliche Steuerung, Sixpack
Lassen sie uns jetzt den Blick in die Zukunft lenken: Wie lässt sich eine Wiederkehr der Staatsschuldenkrise verhindern? 

Zunächst gilt: Ansteckungseffekte müssen verhindert werden. Hierzu ist der bereits angesprochene, im Juli vereinbarte und nun von allen Mitgliedsstaaten ratifizierte EFSF  (der European Financial Stability Mechanism) ein erster Schritt, der mit vergrößerter Wirkkraft und der Möglichkeit, selbst an den Finanzmärkten Bonds aufzukaufen, zu einem erst zu nehmenden Player auf den Finanzmärkten geworden ist. Der dauerhafte Stabilitätsmechanismus, der sog. ESM, der ab Juli 2013 die Funktionen des EFSF übernimmt, wird weitergehende Befugnisse erhalten.

Auf die Stärkung der Eigenkapitalbasis der Banken bin ich bereits zu sprechen gekommen. Nur so lässt sich der Teufelskreis zwischen den Schuldenproblemen von Mitgliedsstaaten und Schwächen des Bankensektors durchbrechen. Voraussetzung ist aber auch eine gewissenhaftere Bewertung der Risiken beim Ankauf von Staatsanleihen. Hier bieten seriöse Bewertungen von unabhängigen Agenturen nach wie vor eine unerlässliche Handreichung. Das Verbot der Ratings von Staatsanleihen im Sinne einer staatlichen Zensur ist in Zeiten des globalen Datenverkehrs naiv. 

Schließlich muss die Haushaltsdisziplin wieder einen höheren Stellenwert erhalten. Dazu haben wir im Europäischen Parlament im September einen wesentlichen Beitrag geleistet. Wir habe eine Einigung zur Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes verabschiedet, mit der Überwachungsmechanismen verbessert werden. Wir haben - übrigens: ohne die Stimmen der Sozialdemokraten und Grünen - eine Verschärfung des Stabilitäts- und Wachstumspaktes beschlossen. Damit wird die unter Schröder und Eichel initiierte, fatale Aufweichung dieses Paketes rückgängig gemacht, die von vielen als Hauptursache für die Finanzmarktkrise angesehen wird.

Die Staatsschuldenkrise hat doch vor allem Folgendes gezeigt: Wir brauchen also in Europa einen Stabilitätspakt, bei dem Sanktionen automatisch greifen und nicht durch Kuhhändel unter den Finanzministern wieder ausgehebelt werden. Die Finanzminister sind befangen: Mit Blick auf etwaige künftige Verfahren gegen das eigene Land schrecken sie vor der gebotenen Strenge zurück. So kam es in der Vergangenheit bekanntlich zu keinem einzigen Defizitverfahren! 

Lassen Sie mich deshalb kurz das Gesetzespaket zur wirtschaftspolitischen Steuerung erwähnen, das das Parlament im September verabschiedet hat. Dieses sog. Six-Pack-Paket, bestehend aus 6 Berichten, will die abhanden gekommene Haushaltsdisziplin wieder herstellen. 

Zukünftig können vereinfacht Defizitverfahren eingeleitet werden- wenn der Gesamtschuldenstand eines Mitgliedstaates die Grenze von 60 % des BIP überschreitet.  Dann muss der Staat ein standardisiertes Procedere zur Schuldenrückführung  durchlaufen und kann im schlimmsten Fall mit einer Geldbusse rechnen.

Zudem soll die Europäische Kommission zukünftig eine Bewertung des Risikos von Ungleichgewichten durchführen und bei gefährdeten Staaten Prüfungen einleiten.     

Soviel zum Gesetzespaket zur wirtschaftspolitischen Steuerung, das den Wirtschafts- und Stabilitätspakt auf neue Beine gestellt hat.

Sie können sich vorstellen, dass wir um dieses „Six Pack“ bis zuletzt mit der Kommission und dem ECOFIN-Rat, also den Wirtschafts- und Finanzministern der EU hart gerungen haben. Mit diesem Anfang Oktober wirksam gewordenen Kompromiss haben wir einen wichtigen Grundstein für die künftige wirtschaftliche Steuerung Europas gelegt. 

Die Lehre aus der Finanzmarktkrise kann daher nur lauten, dass wir mehr Europa brauchen. Europa braucht eine klare Führung und Repräsentanz. Regeln müssen eingehalten werden, sonst wird sich auf Dauer keine Solidarität unter den Euroländern halten lassen. Nur so lässt sich auch das erneute Entstehen von Staatsschuldenkrisen verhindern, aus deren Sog wir uns gerade hinauszuziehen versuchen. Nur so können wir verhindern, dass das Haus Europa ein Krankenhaus wird.
Schluss
Wir müssen uns vor Augen halten: Die gegenwärtige Krise ist keine Krise des Euro, sondern eine Staatsschuldenkrise. In der Vergangenheit hat der Euro die Ungleichgewichte zwischen den Euroländern verdeckt. Zudem brauchen wir mehr Zusammenarbeit und wirtschaftspolitische Kooperation zwischen den Mitgliedsländern. Wir brauchen eine angeglichene Wirtschafts -und Finanzpolitik und der Euro kann nicht weiterhin erfolgreich sein, wenn er mit 17 Regierungen und 17 Anleihemärkten konfrontiert ist. Das Parlament fordert bereits seit vielen Monaten eine engere wirtschaftliche Koordinierung.
Daher kann ich den Schulterschluss zwischen Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten Sarkozy nur begrüßen, zumal sich auch hier wieder zeigt, dass wir nicht nur Güter sondern auch Werte exportieren. So hat Sarkozy jüngst in seiner Rede zur Lage der Nation in Frankreich am 26.10. gesagt: „Meine Arbeit basiert darauf, unser System an das deutsche anzupassen - denn das funktioniert". 
Meine Damen und Herren: Um in der globalisierten Welt bestehen zu können, müssen wir durch mehr Transparenz enger zusammenwachsen und zusammenhalten. Ich liebe Europa und den europäischen Kontinent. Diese Liebe basiert auch auf Fakten: In den vergangenen 10 Jahren hat der Euro 37% an Wert zugelegt. Das ist ein Zeichen dafür, dass die europäische Wirtschaft stabil und stark ist. Erst vor einigen Wochen haben Schweizerische Behörden festgelegt, den Euro an den schweizerischen Franc zu koppeln. Dieses zeigt wiederum, dass der Euro eine angesehene Währung ist.  Wir sollten uns nicht von denen entmutigen lassen, die den europäischen Markt destabilisieren wollen, um von budgetären Problemen ihrer eigenen Kontinente abzulenken. Es bleibt zu hoffen, dass die konjunkturelle Stimmung in Europa nicht kippt, nachdem der "Weltwirtschaftsmotor" bekanntlich in Schwierigkeiten steckt.

Der ehemalige Präsident der EZB, Jean-Claude Trichet, sagte vor kurzem bei der Karlspreisverleihung in Aachen: „Jede Generation muss ihre Verpflichtung gegenüber Europa erneut bejahen.“ Wir als Parlament und Kommission müssen deshalb aufmerksam mit den Interessen der Bürgerinnen und Bürger der Europäischen Union umgehen. Zudem müssen wir Lösungen aufzeigen, die zeigen, wie wichtig eine europäische Einigung letztendlich ist.

Es ist jetzt Zeit zu handeln, die Welt bewegt sich heutzutage schneller als noch vor 20 Jahren und wir können uns eine Ruhepause nicht leisten. Sie können fest mit dem Einsatz des Parlamentes rechnen: Wir werden weiter konstant an einer Lösung der Krise arbeiten und solide und gute Vorschläge machen. Die Sicherheit der Währung wird weiter erhöht, Schuldensündern wird es deutlich schwerer, bis unmöglich, weiter über ihre Verhältnisse zu leben. So wird es uns auch dieses Mal gelingen, das eingangs erwähnte  "Loch im Eimer" zu stopfen.
Wenn wir wollen, dass Europa weiterhin ein Leuchtfeuer der Hoffnung für die Menschen in anderen Teilen der Welt ist, dürfen wir die Kerze nicht ausgehen lassen. Wir müssen uns auch weiterhin von Europas Seele inspirieren lassen!  
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit!




Herbstmitgliederversammlung- Haus und Grundeigentum Hannover e.V. am 17.11.11. in  Hannover
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